
Antwort der Bezirksregierung Köln auf unserer Anfrage zum Umgang mit 
Lehrkräften, die sich zur Antifa bekennen: 
 
 
Sehr geehrter Herr Baumgarten, 

  

auf Ihre Anfrage teile ich Ihnen mit, dass die Schulaufsicht hier keinen 
Handlungsbedarf sieht. 

  

Grundsätzlich beobachtet der Verfassungsschutz eine Vielzahl an Antifa-Gruppen. 
Das Zurschaustellen von Symbolen einer solchen Organisation kann dienstrechtliche 
Konsequenzen haben. In diesem Fall jedoch nicht. 

  

Der von Ihnen geschilderte Vorfall ereignete sich im Kreistag und nicht an einer 
Schule. Damit tritt die Person nicht als Lehrer auf, sondern vielmehr als Vertreter 
seiner Fraktion. Dennoch kann auch das Zeigen von Symbolen einer verbotenen 
Organisation in diesem Zusammenhang beamtenrechtliche Konsequenzen haben. 
Nur setzt das eine andere Art der Handlung voraus, als es vorliegend der Fall ist. 
Vielmehr wäre dann eine aktive Unterstützung erforderlich und hinzukommt, dass es 
sich nicht um Symbole einer verbotenen Organisation handelt. 

 


